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Sind aller guten Dinge drei? –
Neuer Mechanismus f�r transatlantische
Daten�bermittlungen auf dem Weg.. .

Am 25. 3. 2022 gaben die Europ�ische Kommission
und das Weiße Haus bekannt, man habe sich auf ei-
nen neuen Mechanismus f�r die �bermittlung per-
sonenbezogener Daten aus der EU in die USA geei-
nigt. Anders als die beiden – 2015 und 2020 durch
den EuGH kassierten – Vorg�nger „Safe Harbor“
und „EU-U.S. Privacy Shield“ tr�gt das neue Werk
mit „Trans-Atlantic Data Privacy Framework“ ei-
nen deutlich technokratischeren Namen. Gewçhnen
wir uns also schon einmal an die Abk�rzung
„TADPF“, da das neue Regelwerk den datenschutz-
rechtlichen Diskurs im transatlantischen Rechts-
raum in n�chster Zeit wesentlich bestimmen wird.
Vorab, bislang liegen lediglich zwei Fact Sheets

vor, die den groben Rahmen des
TADPF abstecken, wobei das Do-
kument des Weißen Hauses ein
wenig mehr Details offenbart als
das der Kommission. Konkrete
Entwurfstexte, die man kritisch

analysieren kçnnte, wurden bislang nicht verçffent-
licht. Diese sollen im Laufe des Jahres erarbeitet
werden, mit dem Ziel, Ende 2022 in Kraft zu treten.

Das TADPF d�rfte keine Revolution gegen�ber
Safe Harbor und dem Privacy Shield werden. Wie
die Vorg�nger soll auch das TADPF nicht als vçl-
kerrechtliches Abkommen zwischen der EU und
den USA ausgestaltet werden. Vielmehr sollen
wieder auf US-Seite rechtliche Mechanismen zum
Schutz von aus der EU �bermittelten personenbe-
zogenen Daten vorgesehen werden, die dann zu
einem Angemessenheitsbeschluss der Kommission
nach Art. 45 DSGVO f�r teilnehmende Organisa-
tionen (es bleibt bei dem alten Mechanismus der
Selbstzertifizierung) f�hren sollen. Inhaltlich baut
das TADPF auf dem Privacy Shield auf und scheint
gezielt die Kritik des EuGH aus der Schrems II-
Entscheidung (Urt. v. 16. 7. 2020 – C-311/18,
K&R 2020, 588 ff.) adressieren zu wollen. Hierzu
ist vorgesehen, dass durch eine neue Executive Or-
der des US-Pr�sidenten (wohlgemerkt nicht durch
Gesetz) der Zugang der US-Geheimdienste zu per-
sonenbezogenen Daten aus der EU auf ein erforder-
liches und verh�ltnism�ßiges Maß reduziert wird.
Im Fact Sheet des Weißen Hauses wird dies jedoch
insoweit eingeschr�nkt, als nicht s�mtliche Ge-
heimdienstaktivit�ten erfasst sein sollen, sondern
nur „signal intelligence“ (SigInt), also elektroni-
sche Aufkl�rung. Zudem soll ein zweistufiges
Streitbeilegungssystem implementiert werden, das
Europ�ern Rechtsschutz in den USA gew�hren
soll, wenn betroffene Personen der Auffassung
sind, zu Unrecht in das Visier elektronischer Auf-

kl�rung durch US-Geheimdienste geraten zu sein.
Zu diesem Zweck soll ein unabh�ngiger „Data Pro-
tection Review Court“ (DPRC) geschaffen werden,
der mit Personen von außerhalb der US-Regierung
besetzt sein soll. Dieses Gericht soll die Kompe-
tenz bekommen, �ber Anspr�che und Abhilfemaß-
nahmen zu entscheiden. Schließlich findet sich
noch die allgemeine Formulierung, dass US-Ge-
heimdienste Prozesse vorsehen werden, die eine
effektive Aufsicht anhand neuer Standards f�r Da-
tenschutz und B�rgerrechte sicherstellen sollen.

Inwieweit die neuen Maßnahmen ausreichen wer-
den, das TADPF eine Kontrolle durch den EuGH –
und hierzu wird es sicher kommen – �berleben zu

lassen, muss sich zeigen. Richtig ist, dass der unbe-
schr�nkte und unkontrollierte Zugang der US-Ge-
heimdienste zu personenbezogenen Daten im Rah-
men von SigInt (konkret die auf Section 702 Fo-
reign Intelligence Surveillance Act und Executive
Order 12333 gest�tzten Programme PRISM und
UPSTREAM) der Nagel zum Sarg des Privacy
Shields war. Vor allem bem�ngelte der EuGH den
fehlenden Zugang zu unabh�ngiger gerichtlicher
Kontrolle. Insoweit gehen eine Beschr�nkung der
SigInt-Aktivit�ten der US-Geheimdienste (so dies
denn tats�chlich der Fall sein wird), gest�tzt durch
einen mçglichen effektiven Rechtsschutz vor dem
DPRC in die richtige Richtung. Allerdings hat der
EuGH in Schrems II auch festgehalten, dass der
Pr�fungsmaßstab f�r die Angemessenheit des Da-
tenschutzniveaus im Drittland i. S. d. Art. 45
DSGVO die Art. 7 (Achtung des Privat- und Fami-
lienlebens) und Art. 8 (Schutz personenbezogener
Daten) der Charta der Grundrechte der Europ�-
ischen Union (GRCh) sind. Ob es sich bei dem
DPRC tats�chlich auch um eine unabh�ngige Stelle
zur �berwachung des Datenschutzes i. S. d. Art. 8
Abs. 3 GRCh, vergleichbar mit einer Aufsichtsbe-
hçrde i. S. d. Art. 4 Nr. 21 DSGVO, handelt, ist je-
denfalls fraglich, da Gerichte nur t�tig werden kçn-
nen, wenn sie auch angerufen werden. Auch die
weit verbreitete Kritik am Mechanismus der Selbst-
zertifizierung der teilnehmenden Unternehmen
bleibt bestehen. Es bleibt also spannend.
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